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1. Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2020 der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar 

 
Der Rat der Stadt Kalkar hat in seiner Sitzung am 16.09.2021 den Jahresabschluss zum 31.12.2020, 
abschließend mit einer Bilanzsumme von 14.617.027,64 € und einem Jahresüberschuss in Höhe von 
298.992,75 € festgestellt. Aus dem Jahresüberschuss in Höhe von 298.992,75 € und dem Gewinnvortrag 
in Höhe von 35.007,66 € ergibt sich ein Bilanzgewinn in Höhe von 334.000,41 €. Aus dem Bilanzgewinn 
wird ein Betrag in Höhe von 312.000,00 € an die Stadt Kalkar zur Verzinsung des eingesetzten Kapital 
ausgeschüttet. Der verbleibende Jahresüberschuss in Höhe von 22.000,41 € wird auf neue Rechnung 
vorgetragen. 
 
Abschließender Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs.2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i. V. m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Betriebes Sondervermögen Ab-
wassersammlung Stadt Kalkar. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt Partnerschaft, Duisburg bedient. 
Diese hat mit Datum vom 06.05.2021 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt. 
 
„BESTÄTIGUINGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An das Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Sondervermögens Abwassersammlung Stadt Kalkar - bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember.2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Son-
dervermögens Abwassersammlung Stadt Kalkar für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den ‚Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung NRW i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage des Betriebs zum 31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage für das Wirt-
schaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 und 

 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Sonderver-
mögens Abwassersammlung Stadt Kalkar. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung NRW 
sowie den einschlägigen deutschen, für große Kaptalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusse und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 103 i. V. m. § 102 Gemeindeordnung NRW unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschreiben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 



Amtsblatt der Stadt Kalkar  Nr. 24/2021 vom 4. November 2021   Seite 3  

 
 

 

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der Betriebsleiterin und des Betriebsausschusses für den Jahresabschluss und den La-
gebericht 
 

Die Betriebsleiterin ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung NRW und den einschlägigen deutschen, für große Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs 
vermittelt. Ferner ist die Betriebsleiterin verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt hat, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleiterin dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Betriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die Verantwor-
tung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem ist die Betriebsleiterin verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung NRW und den ein-
schlägigen deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.  
 
Ferner ist die Betriebsleiterin verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung NRW und den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Ei-
genbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung NRW und den einschlägigen 
deutschen, für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und § 103 i. V. m. § 102 Gemeindeordnung NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
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 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - fal-
scher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen 
als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.  

 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten internen Kontrollsystem und den 
für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlun-
gen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel , 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser System des Betriebs abzugeben.  

 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleiterin angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von der Betriebsleiterin dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben. 

 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der Betriebsleiterin angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignis-
sen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebs zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb 
seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.  

 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Betriebs. 

 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleiterin dargestellten zukunftsorientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der Betriebsleiterin zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten An-
gaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt Partnerschaft 
mbH ausgewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgen-
dem Ergebnis: Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine 
Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbe-
trieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich.  
 
Herne, den 13.10.2021 Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
 Im Auftrag 
 Gregor Loges 
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Der Beschluss des Rates der Stadt Kalkar über die Verwendung des Jahresergebnisses und der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen beim Sondervermögen Abwassersammlung Stadt Kalkar, Kirch-
feld 57, 47546 Kalkar, während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
 
Kalkar, den 26.10.2021  gez. Dr. Schulz, Betriebsleiterin 
 
 

2. Tagesordnung der Ratssitzung am 11. November 2021 

 
Am Donnerstag, dem 11.11.2021, 18:00 Uhr, findet im Pädagogischen Zentrum in Kalkar die 8. Sitzung 
des Rates der Stadt Kalkar mit folgender Tagesordnung statt: 
 

Gemäß § 4 Abs. 5 Coronaschutzverordnung (CoronaSchVO) ist ein  
Nachweis einer Immunisierung (genesen, geimpft) oder  

Testung (nicht älter als 48 Stunden) erforderlich.  
Dies wird beim Zutritt kontrolliert.  

Bei einem fehlenden Nachweis wird der Zutritt nicht gestattet. 
Aufgrund der nachgewiesenen Immunisierung oder Testung gilt wegen  

§ 3 Absatz 2 Nummer 7 CoronaSchVO während der gesamten Sitzung an den Plätzen weder Ab-
standspflicht noch Maskenpflicht  

(auf dem Weg zum Platz ist allerdings eine Maske zu tragen). 
 
I. Öffentlicher Teil 

 

 TOP Beratungsthema  

 
 1. Einwohnerfragen 

 
 2. Ersatzwahlen zu den Fachausschüssen des Rates 

 
 3. Überarbeitung der Gestaltungssatzungen für "Alt-Wissel" und "Appeldorn“ 

- Antrag der Fraktion Forum Kalkar vom 09.06.2021 
 
 4. Satzung der Stadt Kalkar über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgaben-

gesetzes – KAG – für straßenbauliche Maßnahmen vom 18. Dezember 2006 
- Ergänzungssatzung für den Ausbau der Hanselaerstraße als verkehrsberuhigter Bereich 

 
 5. 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 069 - Gewerbegebiet "Auf dem großen Damm" – 

- Beschluss über die vorgebrachten Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB 
- Beschluss über die vorgebrachten Anregungen im Rahmen der Beteiligung der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 
Abs. 2 BauGB 
- Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 

 
 6. Satzung zur 10. Änderung der Hundesteuersatzung der Stadt Kalkar 

 
 7. Unterjähriger Finanzbericht zum 30.09.2021 

 
 8. Haushalt 2022 

 
 9. Geförderter Gigabitausbau im Kreis Kleve 

Hier: Beteiligung am Förderantrag des Kreises Kleve für Mittel aus dem Bundes- und Landes-
programm und Zustimmung zum Abschluss eines Kooperationsvertrages 

 
 10. Mitteilungen der Verwaltung 
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 11. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 
 
 12. Einwohnerfragen 

 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 

 

 TOP Beratungsthema  

 
 13. Berichte aus den städtischen Gremien 

 
 14. Mitteilungen der Verwaltung 

 
 15. Fragen gemäß § 17 der Geschäftsordnung 

 
 
Kalkar, den 26.10.2021 
 
gez. 
Dr. Britta Schulz 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 


